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Der Bundesminister des Innern 
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Bonn, den 30. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Gewässerverunreinigung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Jung- 
mann, Rock und Genossen 
— Drucksache VI/952 — 


Ich beantworte die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Sind die Probleme der Gewässerveriinreinigung in der Bundes- 
republik Deutschland ebenfalls so besorgniserregend, daß sie 
zu ähnlich entschiedenen Maßnahmen herausfordern, wie sie 
die USA jetzt planen? 


Auch in der Bundesrepublik Deutschland ist die Verunreinigung 
der Gewässer besorgniserregend. Entschiedene Maßnahmen 
sind in Angriff genommen. Das betrifft sowohl den Bau von 
Kläranlagen im öffentlichen Bereich als auch die Finanzierung 
von Forschungsaufträgen aus Bundesmitteln. 


2. Hat die Bundesregierung bestimmte Vorstellungen über das 
mit den Maßnahmen des Gewässerschutzes zu erreichende Ziel? 


Die Verunreinigung der Gewässer kann nur durch den Bau oder 
die Modernisierung einer großen Zahl von kommunalen und 
industriellen Kläranlagen verhindert werden, in denen die 
Abwässer vollbiologisch gereinigt werden, bevor sie in Bäche, 
Flüsse und Seen gelangen. Obwohl in den letzten 15 Jahren 
unter erheblichen Aufwendungen viele solcher Anlagen gebaut 
worden sind, ist die Situation im allgemeinen nicht besser ge- 
worden. Es muß mindestens soviel getan werden, wie es Nach- 
holbedarf und Mehranfall zusammen erfordern. Ziel ist, daß bis 
1980 das Abwasser von rund 90®/o der Bevölkerung samt den 
gewerblichen und industriellen Abwasseranteilen vollbiologisch 
gereinigt wird. Das Abwasser der Industriebetriebe müßte in 
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eigenen Kläranlagen gereinigt werden, wenn diese es nicht in 
öffentlichen Kanalisationen, sondern direkt in Gewässer ein- 
leiten. Nach fachkundigen Schätzungen werden im öffentlichen 
Bereich für den Bau und die Erweiterung von Kläranlagen noch 
8 Milliarden DM und für Kanalisationen 20 Milliarden DM 
erforderlich sein. 

Um eine Besserung des Zustandes der Gewässer zu erreichen 
und Mitte der 80cr Jahre wieder ausreichend saubere, vielseitig 
nutzbare Gewässer zu haben, müßten im öffentlichen Bereich 
fortan jährlich 2 Milliarden DM und im Bereich der direkt ein- 
leitenden Industrie mehrere 100 Millionen DM für Abwasser- 
anlagen aufgewendet werden. Es ist zu befürchten, daß gerin- 
gere Leistungen das Ziel in weitere Ferne rücken. 


3. TnwiGweit stimmen diese Vorstei iungen mit denen der Bundes- 
länder und dem praktischen Vollzug der Wassergesetze in den 
Ländern überein? 


Die Vorstellungen der Bundesregierung über diese Ziele stim- 
men im wesentlichen mit den Vorstellungen der Länder über- 
ein. Lediglich über die Zeiträume, in denen die Länder ihr Ziel 
erreichen wollen, gibt es unterschiedliche Ansichten. Hinsicht- 
lich des praktischen Vollzugs der Wassergesetze, für den die 
Länder zuständig sind, stimmen die Vorstellungen der Bundes- 
regierung allerdings in einigen Grundsatzfragen nicht mit denen 
der Länder überein. Dies geht aus den Beratungen über das vom 
Deutschen Bundestag im Jahr 1965 beschlossene Dritte Ände- 
rungsgesetz zum Wasserhaushaltsgesetz betreffend die Rein- 
haltung der Gewässer hervor, das vom Bundesrat abgelehnt 
worden ist (BT-Drucksachen IV/3140, IV/3525 und IV/3740). Es 
zeigt sich erneut in den Beratungen über die gegenwärtige Vor- 
lage der Bundesregierung zur Grundgesetzänderung für den 
Wasserhaushalt (BR-Drucksache 288/70). 


4. Reichen die in den letzten Jahren im öffentlichen und industriel- 
len Bereich getroffenen Maßnahmen aus, den Zustand unserer 
Flüsse und Seen entscheidend zu verbessern? Wenn nein, mit 
welchen gesetzgeberischen finanziellen und sonstigen Mitteln 
will die Bundesregierung zu den notwendigen Fortschritten 
selbst beitragen und andere Beteiligte, vor allem die Ver- 
schmutzer, zu ausreichenden Beiträgen heranziehen? 


Die seit 1949 und in den letzten Jahren im öffentlichen und 
industriellen Bereich getroffenen Maßnahmen reichen nicht aus, 
den Zustand unserer Gewässer entscheidend zu verbessern. 
Die Bemühungen um die Reinhaltung der Gewässer müssen 
aktiviert und effektiver gestaltet werden. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist es grundsätzlich Aufgabe 
der Verursacher, für die Kosten der Beseitigung einer Verun- 
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reinigung aufzukommen. Dieses Prinzip muß z. B. durch die 
Erhebung kostenechter kommunaler Gebühren für die Ablei- 
tung und Reinigung der Abwässer stärker realisiert werden. 

Das schließt nicht aus, daß nach wie vor auch staatliche Hilfen 
gegeben werden. Die bisherigen Hilfen des Bundes (z. B. aus 
ERP-Mitteln) werden verstärkt und erweitert. Dabei wird es 
Aufgabe in der Forschung sein, „umweltfreundliche" Produkte 
zu entwickeln. 

Die Bundesregierung hält weitere gesetzgeberische Maßnahmen 
des Bundes für dringend erforderlich. So bedarf es weiterer 
bundeseinheitlicher Regelungen über die Gewässerbenutzung 
und das Lagern wassergefährdender' Stoffe sowie insbesondere 
bundeseinheitlicher Richtlinien über Anforderungen an die 
Beschaffenheit der Abwässer. 

Die gegenwärtige Kompetenz des Bundes zum Erlaß von Rah- 
menregelungen reicht hierfür nicht aus. Die Bundesregierung 
strebt deshalb nach der Kompetenzerweiterung für den Wasser- 
haushalt durch eine Grundgesetzänderung an, das Wasserhaus- 
haltsgesetz zu verbessern. 


Genscher 



